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Zusammenfassung:
In diesem Artikel werden verschiedene Facetten von Methoden der 
demokratiepolitischen Bildungsarbeit im internationalen Kontext 
beleuchtet. Zunächst geht es um die Frage der Zeitangemessenheit 
von Methoden, gefolgt von Ausführungen zu Möglichkeiten und 
Grenzen derselben sowie um Methoden als Instrument der Er-
folgskontrolle. Abschließend wird diskutiert, dass und inwiefern 
die Bedeutung von Methoden der demokratiepolitischen Bildung 
in der Entwicklungszusammenarbeit unterschätzt wird. 
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 Abstract:
In this article diff erent aspects of methods used in democratic 
citizenship education in an international context are discussed, 
starting with the question, if the methods are contemporary. Th is 
is followed by information about the possibilities and constraints 
of methods and methods as an instrument in performance con-
trol. Finally, it is argued, that and in which way the importance 
of methods in democratic citizenship education in development 
cooperation is underestimated. 
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Einleitung
1974 waren von 150 Staaten weltweit nur 41 Demokratien. 2006 
waren unter den 192 Staaten bereits 123 „electoral democracies“ 
(Freedom House 2007). Unter diesem rein quantitativen Blickwin-
kel kommt die eigentliche Problematik noch nicht zum Ausdruck. 
Denn viele der 123 sogenannten ‚Wahldemokratien‘ wandeln auf 
einem schmalen Grat zwischen Autoritarismus und Demokratie. So 
scheint die Demokratie zwar in vielen Teilen der Welt als Staatsform 
allgemeine Akzeptanz zu genießen, aber diese Akzeptanz geht mit 
einer auff älligen Vordergründigkeit einher. In vielen Ländern verbin-
den sich heute klassische Merkmale autoritärer Regime mit formaler 
Demokratie. Damit verbunden ist auch die Ernüchterung, dass am 
Ende von Demokratisierungsprozessen nicht gleichsam automatisch 
eine konsolidierte Demokratie nach westlichem Vorbild stehen 
muss. Einige Staaten, die von der „third Wave of Democratization“ 
(Huntington 1993) mitgespült wurden, sind aufgrund vielfältiger 
Gegenströmungen wieder zum Autoritarismus zurückgekehrt.

Die Notwendigkeit einer Demokratieförderung, die den 
komplexen Erfordernissen im Zeitalter der Globalisierung gerecht 

wird, steht außer Zweifel. Demokratiepolitische Bildung ist ein zen-
trales Element in der Demokratieförderung. Dies gilt für die Bun-
desrepublik wie für die politische Entwicklungszusammenarbeit 
(EZ). Erstaunlich ist jedoch, dass die Fachdidaktik kaum Notiz von 
der demokratiepolitischen Bildung in der politischen EZ nimmt. 
Dies lässt sich etwa daran ablesen, dass es kaum einschlägige Publi-
kationen, wissenschaftliche Konferenzen oder Studienangebote gibt, 
die sich mit der demokratiepolitischen Bildung in der EZ befassen. 
Dabei ist die demokratiepolitische Bildung in der EZ sowohl ein 
dynamisches Handlungsfeld mit durchaus innovativen Program-
men, Veranstaltungsformaten und Produkten als auch ein interes-
santes Tätigkeitsfeld mit zahlreichen Berufsperspektiven. Die Träger 
internationaler Bildungsarbeit sind mit ähnlichen Herausforde-
rungen konfrontiert wie deutsche Bildungseinrichtungen: Einerseits 
müssen die Bildungsangebote im Vergleich der unterschiedlichen 
Anbieter attraktiv und zeitgemäß sein; andererseits müssen sich die 
Träger der Frage nach der Reichweite und somit der Wirkung ihrer 
Arbeit stellen. 

Da die Rahmenbedingungen für demokratiepolitische Bil-
dung nur in sehr wenigen Ländern vergleichbar mit dem Umfeld für 
politische Bildung in Deutschland sind und das Handlungsfeld im 
deutschen fachdidaktischen Diskurs kaum präsent ist, versucht der 
folgende Artikel einen Überblick über Herausforderungen und Per-
spektiven für die demokratiepolitische Bildung in der politischen EZ 
zu geben. Dabei ist nicht an eine umfassende Bestandsaufnahme 
gedacht, sondern mehr an eine (selbst-)kritische Refl exion.

Politische Bildungsarbeit im Rahmen von 
internationaler Demokratieförderung: 
einige Erfahrungswerte

Kein modernes, demokratisch und rechtsstaatlich verfasstes Staats-
wesen kommt ohne demokratiepolitische Bildung aus. Die Bun-
desrepublik trägt der besonderen geschichtlichen Erfahrung der 
nationalsozialistischen Diktatur sowie des anschließenden demo-
kratischen politischen Neuaufbaus in Deutschland einschließlich 
des Zusammenwachsens von West und Ost nach der Wiederver-
einigung durch ein konsequentes Bekenntnis zur Notwendigkeit 
von demokratiepolitischer Bildung im schulischen und außerschu-
lischen Bereich Rechnung. Dies kommt u. a. in den wichtigsten 
Dokumenten zur Regierungspolitik regelmäßig zum Ausdruck1 
und bezieht sich dort zunächst auf den innenpolitischen Kontext.

Implizit gilt das Postulat der demokratiepolitischen Bil-
dung aber auch für die deutsche EZ: Diese soll weltweit dem 
Anspruch genügen, dass Deutschland „in der rasch zusammen-
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wachsenden Welt […] auf der Grundlage gemeinsamer Werte 
und orientiert an Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Men-
schenrechten die Beziehungen zu den Staaten in Asien, Lateina-
merika und Afrika weiter intensivieren“ (Koalitionsvertrag, Ka-
pitel IX.4) möchte. Die historisch gewachsene deutsche 
Erkenntnis, dass als Grundlage einer lebens- und überlebensfä-
higen demokratischen Staats- und Gesellschaftsordnung die 
Dreiecksbeziehung zwischen (demokratiepolitischer) Bildung, 
Verantwortung und Freiheit unerlässlich ist und unaufl öslich 
sein muss, wird bewusst auch in die komplexe Sphäre der inter-
nationalen Zusammenarbeit übertragen. Nicht ohne Grund: 
Das deutsche Modell des glaubwürdigen Übergangs von der 
Diktatur zur Demokratie – bei gleichzeitigem, nahezu beispiel-
losem wirtschaftlichen Erfolg – stößt in vielen Transformations- 
und Entwicklungsländern auf großes Interesse.

Deshalb sind demokratiepolitische Bildung und politi-
sche Zusammenarbeit in der Entwicklungspolitik konstitutive 
Bestandteile des offi  ziellen deutschen Engagements in zahlrei-
chen Ländern Afrikas, Asiens, Lateinamerikas, aber auch Mit-
tel- und Südosteuropas. Diese Aufgabe wird seit Jahrzehn-
ten von Bundesregierungen aller Couleur ausgewählten Trägern 
der deutschen EZ anvertraut, die über ein spezielles Komtenz-
profi l und einen reichen Erfahrungsschatz verfügen.2 

Es ist naheliegend, dass diese enorme Herausforderung 
jedoch mit der bloßen 1:1-Überstülpung deutscher Modelle auf 
fremdländische Rahmenbedingungen keinesfalls bewältigt wer-
den kann. Dies ist weder politisch gewollt noch machbar. Dem-
entsprechend steht der demokratiepolitische Bildner im Einsatz-
land unversehens vor einem multidimensionalen Mehrebenen-
problem, dessen Lösungen ganz entscheidend darüber bestimmen, 
ob die Zielgruppen politischer Entwicklungsmaßnahmen über-
haupt zu Trägern einer langfristig stabilen demokratischen Ent-
wicklung in den Partnerländern werden können.

Dabei wird Demokratie durchaus nicht überall auf der 
Welt als Segnung empfunden, erstaunlich oft auch nicht von den-
jenigen, denen sie politisch vorenthalten wird und die tendenziell 
am meisten von ihr profi tieren könnten. Immerhin gibt es viele 
Kulturen, denen individuelle Selbstbestimmungsrechte, zumal 
politische, unbekannt sind. Gesellschaftsordnungen mit großen 
persönlichen Freiheitsrechten werden von Teilen der Bevölkerung 
in Entwicklungsländern nicht selten auch deshalb skeptisch be-
trachtet, weil damit, u.a. verursacht durch kulturelle Legate, die 
Vorstellung eines gefährlichen gesellschaftlichen Chaos ohne ord-
nende Institutionen verbunden wird. In einzelnen Ländern gel-
tende Staatsideologien stellen zudem zentrale Elemente der De-
mokratie, z.B. das Mehrheitsprinzip, gezielt in Frage.

Für den externen Vermittler demokratiepolitischer Bil-
dung kommt häufi g erschwerend hinzu, dass, bedingt durch 
gigantische Defi zite der einheimischen Bildungssysteme, nicht 
einmal elementare Kenntnisse über mögliche Varianten von Ge-
sellschaftsordnungen bei den Zielgruppen vorausgesetzt werden 
können (von einem hinreichenden Alphabetisierungsgrad ganz 
zu schweigen). Dass nicht nur eine Diktatur, sondern noch mehr 
eine Demokratie die freiwillige Einhaltung bestimmter Regeln 
von allen Mitgliedern der Gesellschaft verlangt, muss deswegen 
im Rahmen von Bildungsmaßnahmen meistens mühsam erläu-
tert werden. Dabei bilden Diversität und Heterogenität der Ziel-
gruppen zusätzliche Hürden für eine erfolgreiche Vermittlung 
der Lernziele: Von gesellschaftlichen Eliten bis hin zu stark be-

nachteiligten Bevölkerungsgruppen reicht das Spektrum derer, 
die im Fokus der politischen EZ stehen und jeweils gesondert 
angesprochen und behandelt werden müssen. 

Generell kann nicht behauptet werden, dass die für die 
Vermittlung politischer Bildung im Entwicklungsland verant-
wortlichen deutschen EZ-Träger hinsichtlich der eingesetzten 
Instrumente bisher nicht kreativ oder innovativ genug gewesen 
wären. So fuhren z.B. in Südostasien von nichtstaatlichen Part-
nerorganisationen vor Ort betriebene „Demokratiebusse“, ausge-
stattet mit moderner audiovisueller Technik und umfangreichem 
Publikationsmaterial, in vernachlässigte ländliche Gebiete be-
stimmter Staaten, um die Bevölkerung dort über Möglichkeiten 
und Formen der Teilhabe an der demokratischen politischen Wil-
lensbildung und Entscheidungsfi ndung zu informieren. 

Urbane Zielgruppen wurden durch die Einrichtung 
von „Demokratielehrpfaden“ in den Hauptstädten systema-
tisch zu den für die politische Entwicklung ihres Landes be-
deutsamen Orten geführt, um so ein Bewusstsein für den de-
mokratischen Wandel zu bewirken. Parlamentarier und 
Parteimitglieder aus Transformationsländern lernten durch 
Einübung vor Ort und Besuchsprogramme in Deutschland de-
mokratische Gesetzgebungsverfahren in der politischen Praxis 
kennen. Junge Erwachsene und Schüler/-innen simulierten in 
Jugendparlamenten den demokratischen politischen Entschei-
dungsfi ndungsprozess. Mitglieder zivilgesellschaftlicher Organi-
sationen wurden mit Spezialkenntnissen versorgt, um Wächter-
funktionen gegenüber Exekutive und Legislative im demokra-
tischen Staat wahrnehmen zu können. Nicht zuletzt standen 
regelmäßig weitere wichtige funktionale Gruppen der demokra-
tischen Gesellschaft wie Journalisten und Journalistinnen, Rich-
ter und Richterinnen und Militärs im Zentrum spezieller demo-
kratiepolitischer Bildungsmaßnahmen.

Eine fi ktive Zwischenbilanz der demokratiepolitischen 
Bildung nach fast fünf Jahrzehnten der EZ müsste gleichwohl, 
ungeachtet der vergleichsweise hohen Ressourcenaufwendungen 
für die Demokratieförderung durch demokratiepolitische Bil-
dung, eher gemischt ausfallen. Demokratische Entwicklung und 
Konsolidierung sind Prozesse, die langwierig sind und sich nicht 
in bestimmte Projektzyklen pressen lassen. Die Demokratie als 
gesellschaftliches Organisationsprinzip in Transformationslän-
dern hat heute aber längst nicht den konsolidierten Status, der 
wünschenswert und zu erwarten gewesen wäre. Auff allend ist ein 
Mikro-Makro-Paradox: Durchaus nachvollziehbaren Erfolgen 
demokratiepolitischer Bildung auf der Mikroebene einzelner 
Projektzielgruppen stehen Misserfolge der demokratischen Ent-
wicklung auf der gesamtgesellschaftlichen Makroebene gegen-
über. Daher muss gefragt werden, wo die Ursachen dieser Fehl-
entwicklung liegen. Einer von zahlreichen Ausgangspunkten 
einer solchen Analyse sind die angewandten Methoden der de-
mokratiepolitischen Bildung.

Effektivere Demokratieförderung durch 
zeitgemäße Methoden?

Eine lebendige Demokratie als Staats- und Gesellschaftsform 
stellt hohe Erwartungen an die Bürger und Bürgerinnen als De-
mokraten und Demokratinnen. Aber „Demokraten fallen nicht 
vom Himmel“ (Eschenburg 1985). Demokratie als „Lebens-
form“ (Dewey 1993) muss folglich gelernt werden – sowohl im 
Kontext der Demokratieförderung in der EZ als auch in konso-
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Wissenschafts- und Lernzielorientierung: Die Rolle des 
Lehrers und Trainers als Moderator entbindet ihn dabei weder 
vom Gebot, sich bei der Planung und Umsetzung der Bildungs-
maßnahme am aktuellen Fachwissen zu orientieren (Wissen-
schaftsorientierung) noch von seiner Verantwortung, die defi -
nierten Lernziele möglichst zu erreichen (Lernzielorientierung). 
Dies gelingt am ehesten dann, wenn schriftliche Trainingsdesigns 
vorliegen, die auch Verbindlichkeit und Transparenz erhöhen.

Kontroversität und Problemorientierung: Dabei gilt es, die 
Kontroversen in der realen Politik und in der Wissenschaft auch 
in den Bildungsmaßnahmen zum Ausdruck zu bringen. Dafür 
eignen sich Methoden wie die „Problemlinie“, „Pro- Kontra-Dis-
kussionen“ oder „Perspektivenwechsel“ in Rollenspielen, um 
Kontroversen nicht nur anzusprechen, sondern auch im Plenum 
erlebbar und erträglich sowie in der Austragung für alle fruchtbar 
(weil rational-konstruktiv) zu machen.

Kompetenzorientierung: Neben der Vermittlung von spezi-
fi schen Inhalten rückte in den vergangenen Jahren immer mehr 
auch die Vermittlung von Demokratie- oder Bürger-Kompetenzen 
in den Vordergrund. Es geht darum, Kompetenzen zu entwickeln, 
um Informationen aufnehmen zu können, diese individuell zu 
bewerten bzw. zu beurteilen und daraus selbständig Handlungs-
optionen und Aktivitäten abzuleiten, z.B. Kommunikation-, Me-
dien- und Gestaltungskompetenzen (vgl. de Haan 2004). In der 
Praxis kann dies durch angewandte Methoden, die unterschied-
liche Kompetenzen fördern, umgesetzt werden (z.B. „Rotierende 
Partnergespräche“, Arbeiten mit Primärquellen, das Erstellen von 
„Wandzeitungen“, Simulationen und Rollenspiele u.v.m.).

Handlungsorientierung: Demokratiepolitische Bildung 
hat nicht nur die intellektuelle Aneignung von Sach- und Fach-
wissen zum Ziel, sondern vielmehr die politische Handlungsfä-
higkeit der Lernenden im jeweiligen gesellschaftlichen und poli-
tischen System. Diese Handlungskompetenzen erwerben 
Lernende durch „praktisches, forschendes, problemlösendes, so-
ziales, kommunikatives, projektartiges, produktorientiertes, 
ganzheitliches Lernen“ (Ackermann 1995). Je nachdem, ob re-
ales bzw. simulatives Handeln oder produktives Gestalten als 
Handlungsebene in einer Bildungsmaßnahme im Vordergrund 
stehen, lassen sich wiederum eine Vielzahl von handlungsorien-
tierten Methoden benennen (vgl. Müller 2006).

Interessen- und Teilnehmerzentrierung: „Was inhaltlich 
bearbeitet wird und in welcher Weise dies geschehen soll, wird 
weitgehend gleichberechtigt zwischen Lehrenden und Lernenden 
verhandelt“ (Hufer 1999). Dies bedingt eine besondere Berück-
sichtigung von aneignungsorientierten Methoden, also eine kon-
sequente Orientierung am Lernen und nicht am Lehren.

Aktualität und Anschaulichkeit: Auch wenn demokratie-
politische Bildung kaum ohne Grundwissen des jeweiligen histo-
rischen Kontext erfolgreich sein kann, so bezieht sie sich in der 
Regel doch auf aktuelle Probleme und Lösungsvorschläge. Dies 
steigert meist nicht nur das Interesse der Lernenden, sondern er-
leichtert auch ein Aktivwerden in der politischen Realität. Lern-
inhalte sollen zudem zielgruppengerecht aufgearbeitet werden 
und möglichst wenig abstrakt, sondern anschaulich und einpräg-
sam vermittelt werden. Diesbezüglich ist zum Beispiel besonders 
auf die Visualisierung und Präsentation von Lerninhalten zu ach-
ten sowie auf eine von den Lernenden verständliche Sprache. 

Obwohl die skizzierten Prinzipien gleichsam das „fach-
didaktische Fundament“ (Müller 2006) der demokratiepoli-

lidierten Demokratien wie der Bundesrepublik am Beginn des 
21. Jahrhunderts. Die konsensfähigen Aufgaben demokratiepo-
litischer Bildung sind dabei im Inland wie auch in Bildungsmaß-
nahmen der EZ dieselben:

Interesse an Politik wecken,
Grundwissen und Verständnis für Politik vermitteln,
demokratische Einstellungen und Wertorientierungen  

 sowie die Identifi zierung mit demokratischen   
 Werten fördern,

Voraussetzungen für eine selbstständige politische Analyse  
 schaff en;

selbstständiges politisches Urteilen fördern,
zur aktiven demokratischen Partizipation am politischen  

 Geschehen motivieren und qualifi zieren.

Zusammengefasst ist der/die ‚mündige und partizipierende‘ Bür-
ger und Bürgerin das Ziel. Diese Ziele können nur erreicht werden, 
wenn neben den relevanten Inhalten auch entsprechende Metho-
den strategisch und kompetent zur Anwendung kommen.

Als Methoden werden hier alle Verfahren bezeichnet, mit 
deren Hilfe sich jeweils unterschiedlich vorgebildete und moti-
vierte Lernende mit einem Th ema so auseinandersetzen, dass die 
zuvor defi nierten Lernziele erreicht werden können. Die mit die-
sem Methodenverständnis angedeutete unaufl ösliche Ziel-Inhalt-
Methoden-Logik sowie die Zielgruppenorientierung sind zwar 
nicht neu, sie bleiben aber als Grundprinzipien weiter zeitgemäß. 

Methoden in der demokratiepolitischen Bildung die-
nen einerseits der Inhalts- und Kompetenzvermittlung, ande-
rerseits sollen sie die (selbst-) kritische Auseinandersetzung der 
Lernenden mit einem Th ema fördern – je nach Defi nition der 
Lernziele. Ein abwechslungsreicher und zielgruppenorien-
tierter Methodeneinsatz soll daneben auch die Motivation för-
dern und zu einer ansprechenden, den Lernprozess förderlichen 
Atmosphäre beitragen, in dem unterschiedliche Lernarten und 
-typen ebenso berücksichtigt werden wie das Interesse und das 
Vorwissen der Lernenden oder die Dynamik des Lernprozesses. 
Nur mit Hilfe von Methoden lässt sich letztlich das Lernge-
schehen vom Kursleiter steuern, um die angestrebten Lernziele 
zu erreichen.

Vor dem Hintergrund der hier angedeuteten vielfältigen 
Anforderungen an Methoden, ist es kaum möglich, allgemein-
gültige Empfehlungen auszusprechen, welche Methoden für wel-
che Ziele, Inhalte oder Zielgruppen zeitgemäß sind. Dies ist auch 
in der politischen EZ nicht anders. Allerdings haben sich ausge-
hend vom Beutelsbacher Konsens von 1976 (vgl. Wehling 1977) 
folgende methodisch-didaktischen Grundprinzipien durchge-
setzt, die in der Fachliteratur zwar unterschiedlich betont und 
gewichtet werden, aber als solche nicht in Frage gestellt werden.

Überwältigungsverbot: Statt Belehrung oder gar Indoktri-
nation werden Ansätze des ganzheitlichen, selbstständigen und 
emanzipatorischen Lernens etwa in Form partizipativer Einzel- 
und Gruppenarbeiten betont. Der Lehrende tritt dabei als Mo-
derator des Lernprozesses auf und nicht so sehr als Dozierender 
oder gar ‚Guru‘, der durch seine fachliche oder strukturelle Au-
torität den Lernprozess und die Lernenden dominiert. Dennoch 
soll der Lehrende eine „Orientierung in Gesellschaft und Politik 
ermöglichen, um damit dem Eindruck der Undurchschaubar-
keit und dem Gefühl des Ausgeliefertseins entgegenzuwirken“ 
(Sander 1998).

–
–
–

–

–
–
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tischen Bildung darstellen,3 werden sie bedauerlicherweise in 
demokratiepolitischen Bildungsmaßnahmen in der politischen 
EZ noch nicht durchgängig beachtet. 

Entsprechend der oben angedeuteten unaufl öslichen 
Ziel-Inhalt-Methoden-Logik leidet konsequenterweise die Wirk-
samkeit der Bildungsmaßnahmen, wenn diese methodisch-
didaktischen Grundprinzipien nicht beachtet werden. Dabei 
sind kompetenz- und handlungsorientierte Bildungskonzepte 
grundsätzlich mehr am „Output“ und „Outcome“ orientiert 
(also an den Ergebnissen, der Umsetzung und Anwendung des 
Gelernten), während konventionelle politische Bildungsdesigns 
noch oft zu sehr am „Input“ (also an der Vermittlung der inhalt-
lichen Vorgaben) orientiert sind. 

In der EZ hat sich in den letzten Jahren ein Paradigmen-
wechsel vollzogen, weg von der Input- hin zur Ergebnis- und Wir-
kungsorientierung. Gerade im Bereich der demokratiepolitischen 
Bildung fi nden sich aber noch zu viele Maßnahmen, die diesen 
Paradigmenwechsel noch nicht im vollen Umfang vollzogen ha-
ben. Zur Verbesserung der Wirksamkeit der demokratiepolitischen 
Bildungsarbeit ist es jedoch unabdingbar, grundlegende fachdi-
daktische Prinzipien zu beachten und konsequent die Umsetzung 
bzw. die Anwendung des Gelernten als Erfolgsindikatoren zu ver-
stehen. Nur dann können die vorhandenen Wirkungspotentiale 
besser ausgeschöpft werden.

Möglichkeiten und Grenzen 
partizipativer Methoden

Woran liegt es aber, dass bisher noch zu wenig mit partizipativen 
aneignungs-, kompetenz- und handlungsorientierten Methoden 
gearbeitet wird und wie könnten diese Methoden stärkere Be-
rücksichtigung fi nden?

Eine fundamentale Herausforderung stellen undemokra-
tische politische und gesellschaftliche Rahmenbedingungen dar, 
besonders dort, wo aufgrund autoritärer Regime grundlegende 
Freiheitsrechte nicht gewährleistet sind. Dadurch sind zum einen 
enge thematisch-inhaltliche Grenzen gesetzt, zum anderen wird 
auch die Anwendung von emanzipatorischen und handlungsori-
entierten Methoden objektiv erschwert. Anstelle eines Konfron-
tationskurses zum autoritären Regime ist es in diesem Zusam-
menhang für ausländische Bildungsträger sinnvoll, kleine 
Freiräume zu nutzen und sukzessive – aber diplomatisch – neue 
Freiräume zu schaff en. Daneben ist das Arbeiten mit lokalen Part-
nern (die oft mehr Freiräume haben) eine häufi g gewählte Stra-
tegie. Besonders kompetenzorientierte Bildungsangebote bieten 
eine hervorragende Möglichkeit, Qualifi zierungsmaßnahmen 
für unterschiedliche Zielgruppen (z.B. im Bereich Organisations- 
und Projektmanagement) mit demokratiepolitischer Bildung zu 
verbinden. Während offi  ziell etwa die Verbesserung der Selbstver-
waltungskapazitäten einer Frauen-Selbsthilfe-Gruppe angestrebt 
wird, lassen sich im Rahmen einer solchen Veranstaltung auch 
viele Bürgerkompetenzen und demokratische Verhaltens- und 
Verfahrensweisen gleichsam ‚durch die Hintertür‘ einüben.

Neben den objektiven gesellschaftspolitischen Rahmen-
bedingungen sind es jedoch häufi g individuelle und oft subjek-
tive Faktoren, die eine umfassendere Verbreitung von partizipa-
tiven aneignungs-, kompetenz- und handlungsorientierten 
Methoden behindern. Allen voran ist das bei manchen Bildungs-
trägern zu geringe Bewusstsein für die hohe Bedeutung von Me-
thoden zu nennen. Nachdem inhaltlich-thematische Fragen mit 

Bezug zur demokratiepolitischen Bildung in der EZ schon lange 
intensiv diskutiert werden, gewann in den letzten Jahren eine 
Debatte um relevante Ziele und erhoff te Wirkungen immer 
mehr an Bedeutung. Methodische Fragen bleiben dabei bis heu-
te oft im Hintergrund. Somit ist der Herausforderung zur Ver-
besserung der Methodenkompetenz nicht allein mit Methoden-
fortbildung zu begegnen. Notwendig sind auch bewußtseins- 
bildende Maßnahmen und eine Lobbyarbeit für mehr partizi- 
pative und aneignungsorientierte Methoden. Weiter gilt es, 
innovative Partner zu gewinnen oder innerhalb von etablierten 
Partnern „Change Agents“ zu erkennen und diese strategisch zu 
fördern. Gleichzeitig sollten aber auch erkannte methodische 
Defi zite in einer konstruktiven Atmosphäre angesprochen wer-
den, um gemeinsam mit dem Partner nach möglichen Lösungen 
zur Behebung der methodischen Schwächen zu suchen.

Eine häufi g zu beobachtende Herausforderung stellen 
die jeweils realen oder von manchen Trägern nur antizipierten 
Bildungstraditionen in einem Partnerland dar. Gerade in vielen 
Entwicklungsländern dominieren stark traditionellvermittlungs-
orientierte und oft auch autoritäre „top-down“ Bildungsstile. 
Wenn man in so einem Rahmen die Teilnehmenden ‚da abholt, 
wo sie stehen‘ (eigentlich ein Gebot der Teilnehmerzentrierung), 
dann verharrt man nicht selten bei tradierten Bildungsstilen. 
Hier ist es notwendig, mit interkulturellem Gespür neue Verfah-
ren exemplarisch einzuführen und als ‚gutes Beispiel‘ voran zu 
gehen. Erfahrungen aus der Praxis zeigen, dass Experimentier-
freudigkeit und das strategische Ausprobieren neuer Methoden 
in den seltensten Fällen auf Ablehnung stoßen. Meist triff t man 
sogar auf großen Zuspruch der Teilnehmenden, und auch die 
Erfolge der Maßnahmen (betreff end Zielerreichung und ‚Ver-
marktung‘) sprechen dafür, sich von dominanten Bildungstradi-
tionen nicht zu sehr einschränken zu lassen. Es gibt vielmehr 
zahlreiche Beispiele, wo innovative Trainingsangebote neue Stan-
dards gesetzt haben und auch bei vermeintlich konservativen 
staatlichen Trägern auf großes Interesse gestoßen sind. Zum Teil 
wird die zögerliche Anwendung von partizipativen und aneig-
nungsorientierten Methoden auch mit den beschränkten Mit-
teln begründet, die für demokratiepolitische Bildung zur Verfü-
gung stehen. Dahinter verbirgt sich das Vorurteil, dass 
partizipative und aneignungsorientierte Methoden weniger ef-
fektiv sind. Solche Methoden werden als Spielerei abgetan, die 
eine Vermittlung von Sach- und Fachwissen eher verzögert.Tat-
sächlich gibt es für dieses Vorurteil keine Belege etwa in Form 
von empirischen Befunden aus Evaluierungen. Vielmehr kommt 
hier eine in der EZ zunehmend in den Hintergrund gedrängte 
Input-Orientierung zum Ausdruck. Das Th ema und das ‚Abha-
ken‘ bestimmter Inhalte stehen im Mittelpunkt, nicht die Ler-
nenden und die praktische Anwendung des Gelernten. In der 
Praxis stellt sich zudem nur selten die „Entweder-oder-Frage“. 
Sowohl vermittlungs- als auch aneignungsorientierte Methoden 
haben zur Zielerreichung ihre jeweilige Bedeutung.

Ein weiteres Vorurteil, dass sich auf den beschränkten 
Mitteleinsatz in der politischen EZ beruft, ist, dass partizipative 
und aneignungsorientierte Methoden aufwändiger in der Vorbe-
reitung und Durchführung sind, deshalb höhere Kosten verur-
sachen und somit weniger Maßnahmen bei gleichbleibendem 
Budget durchgeführt werden können. In der Tat ist es so, dass 
etwa projektartiges oder ganzheitliches Lernen für einen kleinen 
Kreis von Teilnehmenden teurer ist als ein schlichter Vortrag vor 



vielen Zuhörenden. Bei diesem Argument stehen aber rein quan-
titative Erfolgsindikatoren im Vordergrund (Anzahl der Maß-
nahmen und Teilnehmenden etc.), die wenig über den Erfolg 
einer Maßnahme aussagen. Wendet man jedoch qualitative, er-
gebnis- und outcome-orientierte Erfolgsindikatoren an, dann 
sieht die Bilanz anders aus. Hier zeigt sich in vielen Befunden, 
dass partizipative aneignungs-, kompetenz- und handlungsori-
entierte Methoden durchaus eff ektiv sind.

Tatsächlich hat der eng begrenzte fi nanzielle Rahmen für 
demokratiepolitische Bildung zur Folge, dass in den Partnerlän-
dern nur ein sehr kleiner Kreis von Personen die Möglichkeit 
bekommt, an demokratiepädagogischen Maßnahmen von ex-
ternen Trägern teilzunehmen. Konsequenterweise sollten aus 
diesem Grund die wenigen Teilnehmenden umso strategischer 
ausgewählt und zu Multiplikatoren ausgebildet werden, die das 
Gelernte weitergeben können. Während der „Multiplikatoren-
Eff ekt“ mittlerweile in fast aller Munde ist, werden die entspre-
chenden Zielgruppen aber nur selten konkret für ihre Aufgabe 
qualifi ziert und mobilisiert. Zudem stehen nicht immer Hand-
reichungen und andere Informationsmaterialien zur Verfügung, 
die die Aufgabe der Multiplikatoren erleichtern würden. Was 
den Einsatz von Multiplikatoren betriff t, kanndie politische EZ 
noch viel von anderen Bereichen der EZ lernen (z.B. im Gesund-
heits- und Landwirtschaftssektor).

Sehr häufi g sind es schlicht mangelnde Methodenkom-
petenzen der Trainer vor Ort, die einer umfassenderen Anwen-
dung von mehr partizipativen aneignungs-, handlungs- und 
kompetenzorientierten Methoden im Wege stehen. Dieser Her-
ausforderung kann durch möglichst maßgeschneiderte Trainer-
fortbildungen begegnet werden. Sehr gute Erfahrungen wurden 
mit „Peer-Learning“-Ansätzen sowie Austauschprogrammen 
zwischen verschiedenen Nord- und Süd-Bildungsträgern „auf 
Augenhöhe“ gemacht. Zur Vollständigkeit ist zu betonen, dass 
zweifelsohne „Learning by doing“-Ansätze für alle Trainerfort-
bildungen im Zentrum stehen sollten.

Letztlich ist zu beobachten, dass viele der großen Träger 
der politischen EZ selbst noch kein klares Bild von Demokratie-
pädagogik oder ein Leitbild für die demokratiepolitische Bil-
dung in der EZ haben. Zudem ist allen Harmonisierungsbe-
kenntnissen zum Trotz (vgl. Erklärung von Paris 2005) weder 
ein institutionalisierter Erfahrungsaustausch noch eine Harmo-
nisierung der demokratiepolitischen Bildungsmaßnahmen der 
externen Träger in den jeweiligen Partnerländern zu beobachten. 
Dadurch wird zum einen ein eher fragmentiertes Bild der demo-
kratiepolitischen Bildung in den Partnerländern vermittelt; zum 
anderen werden Wirkungspotentiale durch mögliche Synergie-
eff ekte und Kooperationen verschenkt.

Methoden politischer Bildung 
im Kontext der Erfolgskontrolle

Erfolgskontrolle ist spätestens seit der Formulierung der
Millenniumsentwicklungsziele im Jahr 2000 zum Schlagwort der 
EZ geworden. Kein Politikbereich steht gleichermaßen unter öf-
fentlicher Beobachtung, Rechenschaftspfl icht sowie dem Erfolgs-
druck, sichtbare Wirkungen zu präsentieren. Obwohl die Tendenz, 
Wirkungen von Projekten, Prozessen, Strategien, etc. systematisch 
zu überprüfen insgesamt einen deutlichen Bedeutungstungszu-
wachs erfahren hat, müssen insbesondere die EZ-Organisationen 
erhöhte Anforderungen der Erfolgskontrolle erfüllen.

Diese Entwicklung ist insofern positiv, als sie eine intensive, sys-
tematische Refl exion der eigenen Stärken und Schwächen initi-
iert und das Bewusstsein für Qualitätsverbesserung gesteigert 
hat. Neben institutionellen und verfahrenstechnischen Verände-
rungen auf der Systemebene, etwa durch die Einrichtung evalu-
ierungsspezifi scher Organisationseinheiten, haben sich die Trä-
ger politischer EZ diesen Anforderungen gestellt und in den 
letzten Jahren ihr Projektmanagement modernisiert, um die 
Wirkungen der politischen EZ besser erfassen zu können. Die 
Entwicklung der Methoden politischer Bildung verdeutlicht 
eine Verlagerung des klassischen lehrerzentrierten Frontal- hin 
zum aktivierenden, handlungsorientierten Unterricht. Das bein-
haltet die Suche nach alternativen, eher aktivierenden Methoden 
und Veranstaltungsformaten, die stärkere Berücksichtigung der 
Zielgruppenorientierung sowie das Ziel-Inhalt-Methoden-Leit-
bild. Ähnliches gilt für die Entwicklung potenzieller Methoden 
der Wirkungsmessung bzw. Erfolgskontrolle. Daher deuten ers-
te Erfahrungen mit modernen Methoden der Erfolgskontrolle in 
der internationalen demokratiepolitischen Bildung jenseits der 
Messbarkeit von Wirkungen ein Potenzial zum Erlernen be-
stimmter Schlüsselkompetenzen an.

Der Auftrag der demokratiepolitischen Bildung, Demo-
kratieprinzipien bzw. -werte zu vermitteln, geht beinahe zwangs-
läufi g mit dem Anspruch einher, Methoden einzusetzen, die 
demokratierelevante Schlüsselkompetenzen gleichsam en pas-
sant mit entfalten. Moderne Methoden der Wirkungsmessung 
beschränken sich ebenfalls nicht ausschließlich auf die Erfassung 
von Wirkungen (beispielsweise durch Feedbackbögen am Ende 
einer Veranstaltung), sondern fördern gleichzeitig wichtige kom-
munikative, methodische sowie soziale Fähigkeiten, die in einer 
demokratischen Gesellschaft unabdingbar sind. Als integraler 
Bestandteil der demokratiepolitischen Bildung werden sie idea-
liter sowohl begleitend als auch im Rahmen der Nachbereitung 
von Veranstaltungen eingebaut. Spontane Selbsteinschätzungen 
der Teilnehmenden, Momentaufnahmen während einer Veran-
staltung (bestenfalls durch entsprechende Methoden visuell, 
partizipativ und kommunikativ) oder Auswertungsgespräche am 
Ende einer Veranstaltung können beispielsweise dazu beitragen, 
wichtige Schlüsselkompetenzen wie zielorientiertes Denken und 
Handeln, Kommunikation, Kooperation, die Fähigkeit zur 
Selbst- und Fremdwahrnehmung sowie refl ektiertes Beobachten 
zu erlernen (vgl. Detjen 2005).

Interaktive Methoden der Erfolgskontrolle tragen somit 
zu den zentralen Zielen der demokratiepolitischen Bildung bei. 
Je nach Einbindung der Methoden motivieren sie die Teilneh-
menden nicht nur zur aktiven Teilhabe am Prozess, sondern leis-
ten einen wichtigen Beitrag zu einer (selbst-)kritischen Evaluie-
rungskultur, bei der die Teilnehmenden aufgefordert sind, das 
Erlebte selbst zu bewerten und konkrete Verbesserungsvorschläge 
zu machen. Dadurch erlernen sie den Blick für mögliche Aspekte 
der Qualitätsverbesserung und werden motiviert, auf Verände-
rungen hinzuwirken sowie Selbstverantwortung zu übernehmen. 
Sie werden für eine Fehlerkultur sensibilisiert, die Kritik positiv 
aufgreift und als integralen Bestandteil von Prozessen auff asst. Die 
Teilnehmenden werden dadurch zu kreativem und eigenverant-
wortlichem Handeln ermuntert (vgl. Egloff  2006). Somit tragen 
die Methoden der Erfolgskontrolle gleichzeitig zur Entwicklung 
zentraler Demokratiekompetenzen bei. Plausibel erscheint hier-
bei der Zusammenhang zwischen der positiven Resonanz der 
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Teilnehmenden während der Veranstaltung und der Wahrschein-
lichkeit, dass daraus langfristige positive Wirkungen resultieren. 
Diese zu messen, bedeutet wesentlich mehr Aufwand, ist jedoch 
möglich (Biographieforschung, Verbleibstudien, kalte Befra-
gungen u. ä.) und wichtig, um erfolgreiche Veranstaltungsfor-
mate zu identifi zieren und die langfristigen Eff ekte der Bildungs-
arbeit festzuhalten. Ob jenseits der Motivation auch Einstellungen, 
Wertentscheidungen oder Verhaltensorientierungen resultieren 
und damit die Kernziele der demokratiepolitischen Bildung er-
reicht werden, kann nur durch langfristige Beobachtungen über-
prüft werden. Ahlheim warnt davor, das Messbare zum Maß aller 
Dinge zu machen und Mess- bzw. Kontrollphantasien anheim zu 
fallen (vgl. Ahlheim 2005). Diese Warnung ist ernst zu nehmen. 
Insbesondere in einem so komplexen und vielschichtigen Arbeits-
feld wie der politischen EZ, wo zahlreiche Faktoren für das Errei-
chen oder Verfehlen von Wirkungen mitverantwortlich sind, ist 
Nicht-Erreichen von Zielen nicht gleichzusetzen mit Misserfolg. 
Demokratiepolitische Bildung darf sich nicht auf ihren Erfolg 
reduzieren lassen, sondern ist ein Gut an sich.

In den Fachdiskussionen setzt sich erfreulicherweise zu-
nehmend das Bewusstsein durch, dass es allein aufgrund der viel-
fältigen und komplexen Einfl ussfaktoren bei der Erfolgskon-
trolle politischer EZ nicht um die Abbildung monokausaler Ur-
sache-Wirkungszusammenhänge gehen kann, sondern vielmehr 
um die Herausforderung, Wirkungszusammenhänge aufzuzei-
gen und deren Plausibilität wie Nachvollziehbarkeit durch Mo-
nitoring-Daten, d.h. Bewertungen im Projektverlauf, zu unter-
mauern. Darüber hinaus kann die Frage nach der Messbarkeit 
von Wirkungen nicht losgelöst von der Frage nach dem zusätz-
lichen Aufwand thematisiert werden. Erfolgskontrolle darf nicht 
zum Selbstläufer und Mittelpunkt der gesamten EZ werden, son-
dern muss sinnvoll, begleitend und stichprobenhaft eingesetzt 
werden, um Verbesserungspotentiale zu identifi zieren, Erfolge 
oder Misserfolge sichtbar und deren Gründe fassbar zu machen. 
Wirkungsmessung ist wichtig, bindet zugleich jedoch Ressour-
cen und muss daher das Wünschenswerte mit dem Leistbaren in 
Einklang bringen. Hier fehlen bisher belastbare empirische Da-
ten, die dem Wünschenswerten das praktisch Leistbare vor Augen 
führen. Hier sollten die Träger politischer EZ verstärkt ansetzen, 
damit die Wirkungsdebatte nicht den Realitätsbezug verliert.

Perspektiven für die demokratiepolitische 
Bildung in der politischen
Entwicklungszusammenarbeit

Ganz allgemein wird den Methoden der demokratiepolitischen 
Bildung im Rahmen der internationalen Demokratieförderung 
noch zu wenig Aufmerksamkeit gewidmet. Aber „methods mat-
ter“! Lange standen Th emen und Inhalte im Vordergrund der Auf-
merksamkeit, wenn es um die Gestaltung von Maßnahmen der 
demokratiepolitischen Bildung in der EZ ging. In den letzten Jah-
ren gewann dann vor allem die Ziel- und Wirkungsorientierung 
an Bedeutung. Methodische Fragen werden dagegen noch zu oft 
vernachlässigt. Wie weiter oben schon angesprochen, sind jedoch 
Ziele, Inhalte und Methoden unaufl öslich miteinander verbun-
den, wenn man die Wirkungspotenziale voll ausschöpfen will.

Um diesbezüglich etwas zu verbessern, muss zunächst 
das Bewusstsein für die Bedeutung der Methodenauswahl für 
die Zielerreichung geschärft werden. Meinen es v.a. die öff ent-
lichen Zuwendungsgeber ernst mit ihrem Bekundungen, dass 

Demokratieförderung durch demokratiepolitische Bildung ein 
zentrales Anliegen deutscher EZ ist, wäre zu prüfen, ob die Ver-
gabe öff entlicher Fördermittel an Träger demokratiepolitischer 
Bildung im Ausland künftig mindestens teilweise an den Nach-
weis entsprechender Methodenkompetenz gekoppelt wird.

Daneben gilt es, kontinuierlich Methodenkompetenzen 
auszubilden und zu fördern. Hier spielt die Trainerausbildung 
eine wichtige Rolle. Geeignete Methoden können helfen, Krea-
tivität, innovative Kräfte und „Gestaltungskompetenzen“ (De 
Haan 2004) zu entfalten, was auch für die allgemeine Entwick-
lung in einem Partnerland förderlich ist. Vor allem in autoritären 
und stark paternalistischen Regimes ist mehr emanzipatorische 
Bildungsarbeit (Empowerment) wichtig. Dabei sind Methoden 
kein Manipulationsinstrument, schon gar nicht in der demokra-
tiepolitischen Bildung. Selbstständiges Urteilen ist gefragt und 
nicht das ‚Überstülpen‘ demokratischer Prinzipien und Normen 
als verbindliche Weltsicht.

Demokratiepolitische Bildung in der EZ – vor allem, aber 
nicht nur, in den so genannten Ankerländern (allen voran die 
BRIC-Staaten Brasilien, Russland, Indien und China) – muss sich 
sowohl thematisch als auch methodisch stärker der Partizipations-
bereitschaft und -kompetenz der jeweiligen Zielgruppen in der 
Weltgesellschaft widmen. Nur so können diese Länder mittel- und 
langfristig ihrer stetig wachsenden Verantwortung für eine nach-
haltige und friedlich-demokratische Entwicklung der Welt gerecht 
werden. Die „politische Bildung in der globalen Weltgesellschaft“ 
(Wessely 2004) kann dabei von den vielfältigen Erfahrungen des 
Bildungskonzepts „globales Lernen“ und von Maßnahmen zur 
Förderung interkultureller Kompetenzen profi tieren. 

Was ist mit partizipativer Bildungsplanung? Im Sinne 
einer demokratischen Entwicklung des Bildungsangebots wäre 
eventuell eine stärkere Gewichtung partizipativer Ansätze bei der 
Curriculum- bzw. Modulentwicklung zu überlegen (vgl. Taylor 
2003). Diese Ansätze gehen über die Berücksichtigung von Teil-
nehmer- und Teilnehmerinnen-Feedback bei der Bildungspla-
nung weit hinaus. Neben den verantwortlichen Bildungsplanern 
und Trainern sollten vielmehr auch Lernende schon am Prozess 
der Curriculum- und Modulentwicklung beteiligt werden. So 
verstanden, beginnt Lernen gleichsam mit einer demokratischen 
Defi nition der Lernziele und -inhalte sowie der Methoden.

Trotz begrenzter Wirkungen ist und bleibt die demokra-
tiepolitische Bildungsarbeit das Kerngeschäft der politischen 
EZ. Daher müssen die politischen Bildner und Bildnerinnen 
dem Zusammenhang zwischen Ziel, Inhalt und Methode zu-
künftig noch mehr Bedeutung beimessen. Dafür braucht es vor 
allem einen methodischen Innovationsschub für eine umfas-
sendere Verbreitung von aneignungs-, handlungs- und kompe-
tenzorientierten Methoden der demokratiepolitischen Bildung 
in der EZ. Anregende Beispiele sind in vielfältiger Form vorhan-
den – nun muss es darum gehen, von diesen Best Practices und 
Erfolgsgeschichten zu lernen und daraus neue Qualitätsmaßstä-
be vor allem im methodischen Bereich abzuleiten. In einem 
nächsten Schritt sollten diese im Bewusstsein und in der Bil-
dungspraxis der Träger in den Partnerländern etabliert werden. 
Letztlich kann in einem Erfahrungsaustausch ‚auf Augenhöhe‘ 
aber auch die demokratiepolitische Bildungspraxis in Deutsch-
land von einer Vielzahl interessanter Methoden – vor allem, aber 
nicht nur – im Bereich der partizipativen Wirkungsforschung in 
der politischen EZ lernen.
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Anmerkungen:
1  Koalitionsvertrag der Großen Koalition von 2005 im Kapitel VI.8.

2  Beispielhaft seien hier die politischen Stiftungen genannt, d.h. die Friedrich-
Ebert-Stiftung (FES), die Friedrich-Naumann-Stiftung für die Freiheit (FNS), 
die Hanns-Seidel-Stiftung (HSS), die Heinrich-Böll- Stiftung (HBS), die Kon-
rad-Adenauer-Stiftung (KAS) und die Rosa-Luxemburg-Stiftung (RLS).

3  Die Autoren sind sich bewusst, dass sich auch in der Bundesrepublik die Fach-
pädagogen und Fachpädagoginnen noch nicht endgültig auf ein allgemeingül-
tiges Konzept der „Demokratiepädagogik“ einigen konnten. Der fachdidakti-
sche (und zum Teil sehr persönliche) Disput wirkte und wirkt, wie er an der 
Diskussion um den Modellversuch „Demokratie lernen und leben“ deutlich 
wird, auf die Praktiker der demokratiepolitischen Bildung in der EZ jedoch 
sehr akademisch und polarisierend. In der EZ dominiert eher die pragmatische 
Suche nach eff ektiven und zielführenden Methoden als eine Suche nach Klä-
rung konzeptioneller Grundsatzfragen.
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